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Stand der öffentlichen Verſchuldung.
Geſamkſchuld rund 24,1 Milliarden Mark.

Berlin, 15. November.
Wie aus einer Ueberſicht des Statiſtiſchen Reichsamts

hervorgeht, ergibt ſich für Reich, Länder, Gemeinden und
Gemeindeverbände am 31. März 1931 eine Verſchuldung
von rd. 24,1 Milliarden RM, unter Ausſchluß der gegen
ſeitigen Schuldbeziehungen zwiſchen den Körperſchaften, die
ſich auf ekwa 1,4 Milliarden RA belaufen.

Die Summe der auf den Kreditmärkten aufgenomme
nen Schulden hat ſich ſeit der erſtmaligen Erfaſſung im
Jahre 1928 um rd. 924 Milliarden RM erhöht, bleibt je
doch auch unter Berückſichtigung der Tatſache, daß außer
den Gebtetskörperſchaften die rechtlich ſelbſtändigen öffent
lichen Betriebe erhebliche Schulden aufweiſen, immer noch
Slrr dem Betrag von rd. 32 Milliarden RM im letzten

orkriegsjahr zurück. Dagegen hat die Zinsbelaſtung aus
den Schulden die Vorkriegshöhe längſt überſchritten. Wenn
man mit einer Duürchſchnittsverzinſung von nur 7 Prozent
rechnet, ergibt ſich gegenwärtig eine Jahreslaſt (ohne Til
gungsquoten) von rd 1,7 Milliarden RM gegenüber rd
1,3 Milliarden RMiim Jahre 1914 (Durchſchnittszins etwa
4 Prozent). Die jährliche Zinſenlaſt iſt alſo trotz niedrigerer
Verſchuldung um rd. 400 Millionen RM gewachſen.

Jm Geſamkrahmen der Verſchuldung der deutſchen
Wirtſchaft, die auf ekwa 90 Milliarden RM zu veranſchla
gen iſt, nimmt die Verſchuldung der Gebietkskörperſchaften
mit rd. 27 v. H. eine bedeutende Stellung ein.

Das Anwachſen der öffentlichen Schulden hat ſich ſeit
1928 von Jahr zu Jahr verringert (Reinzugänge in den
drei Jahren 3,6, 3,2 und 2,8 Milliarden RM). Der nach
der Währungsſtabiliſierung angeſtaute Kreditbedarf wurde
allmählich befriedigt, und es ſind einzelne öffentliche Auf
gaben mit hohen Kapitalerforderniſſen (z. B. Wohnungsbau)
bis zu einem gewiſſen Grade gelöſt worden. Von der

Geſamkzungahme der Jahre 1928 bis 1931
in Höhe von 9,48 Milliarden RM entfallen nicht weniger
als 2,14 Milliarden RM auf die Kriegs (Polen) Schäden
ſchuldbuchforderungen und die Reparationsanleihe des Rei
ches (Young Anleihe zu zwei Dritteln), die zwar eine Zins
und Tilgungslaſt, aber keinen verwendbaren Kapitalzufluß
brachten.

Die geſamte Kreditmarktverſchuldung
(24,1 Milliarden RM) verteilt ſich am 31. März 1931 mit
11,34 Milliarden RMöoder 47,1 v. H. auf das Reich, mit
9,93 Milliarden RM oder 41,3 v. H. auf die Gemeinden
(Gemeindeverbände), mit 2,17 Milliarden RM oder 9 v. H.
auf die Länder (ohne die Hanfeſtädte) und mit dem ge
ringen Reſt von 0,64 Milliarden RM oder 2,6 v. H. auf
die Hanſeſtädte.

Daß gegenwärtig beinahe die Hälfte aller öffentlichen
Schulden auf das Reich entfällt, iſt immer noch eine Aus
wirkung des Krieges und der Kriegsfolgen, während die
hohe Quote der Gemeinden maßgeblich durch den echten
Jnveſtitutionsbedarf der letzten Jahre bedingt iſt.

Dem abſoluten Betrag nach iſt das Reich am höchſten
verſchuldet.

Seine geſamten Verpflichtungen überſteigen die Kommunal
ſchuld noch um etwa 100 Millionen RM, während ſie in
den vergangenen Jahren meiſt hinter ihr zurückblieben.
Der Kopfbetrag der Verſchuldung iſt mit 466 RM am höch
ſten bei den Hanſeſtädten. Er liegt noch um etwa 100 RM
über dem Betrag für die zum Vergleich am beſten geeig
neten Großſtädte (303 RM), jedoch hat ſich hier ſeit 1928,
wo die Zahlen relativ noch weiter auseinander lagen (260
RM für Hanſeſtädte, 168 RM für Großſtädte), eine gewiſſe
Annäherung ergeben.

Die Schulden der Großſtädte zeigen die ſtärkſte Steige-
rung ſeit 1928 (rd. 97 v. H.).

Sie geben innerhalb der Gemeinden ſo ſehr den Ausſchlag,
daß ſich für die Kommunalverſchuldung überhaupt die
höchſte Steigerungszahl errechnet (72 v. H. des Standes von
1928 gegenüber 59 v. H. beim Reich und 48 v. H. bei den
Ländern)

Reparationen und Kredite
Baldwin vor dem Unkerhaus.

London, 14. November.
Jm engliſchen Unterhaus ſprach Baldwin über die finan

zielle Lage Dnglands und auch Deutſchlands. Die Konſequen
zen über die Goldwährung bezeichnete er als notwendig
Mit Bezug auf die Kriegsſchulden und Reparationen er
klärte Baldwin, die ganze Welt ſei ſich heute darüber klar,
daß die Abkommen zuſammengebrochen ſeien. Die durch
Hoover eingeleitete Atempauſe reiche nicht aus. Die Zukunft
iſt ungeregelt geblieben, der Vertreter der Regierung hat
auf der Londoner Konferenz im vergangenen Juli erklärt,
daß die Wiederherſtellung geſunder Finanzverhältniſſe in
Deutſchland im Intereſſe der ganzen Welt liege.

London iſt in hohem Maße behilflich geweſen bei der
Finanzierung Deukſchlands, und hat es dadurch vefähigt, ſei-
nen inkernakionglen Handel fortzuführen und ſeine Repa-
rationen zu zahlen Dieſe finanziellen Vorſchüſſe waren nicht
ſpekulgtiv, ſie ſtellten die beſte Art von Sicherheit dar, die
dem Markt bekannt war. und es iſt klar. daß die Sicherheit

für dieſe Ver pflichtungen nicht durch politiſche Schulden
gefährdet werden darf. Wenn dies Platz greifen würde,
würde es Deutſchlands Handelskredit zerſtören, und wenn
einmal Deutſchlands Handelsfredit zerſtört wäre, würde es
überhaupt keine Zukunftksgusſichten auf Reparationen geben.

Deutſch franzöſiſche Oifferenzpunkte.
Proviſorium und Kredikfrage.

Berlin, 15. November.
In der gegenwärtigen Verhandlungsphaſe, ſoweit ſie

ſich durch die letzte deutſche Fühlungnahme kennzeichnet,
ſpielen, wie zuverläſſig verlautet, vor allem zwei deutſch
franzöſiſche Differenzpunkte eine Rolle, und zwar wird von
franzöſiſcher Seite der Standpunkt vertreten, daß die jetzt zu
treffende Regelung ſtreng auf den Zeitabſchnitt der gegen
wärtigen Kriſe beſchränkt bleibt. Ein Jnkrafttreten des
Youngplanes ſoll für den Fall erfolgen, daß eine Beſſerung
der Lage eingetreten iſt.

Das bedeutet alſo, daß die franzöſiſche Regierung die
jetzige Regelung nur als ein Proviſorium anſieht, nach deſ
ſen Ablauf die Verpflichtungen des Youngplanes wieder
aufgenommen werden ſollen, während auf deutſcher Seite
eine endgültige Regelung in Vorſchlag gebracht worden iſt
da ſich gezeigt hat, daß der Youngplan in ſeiner jetzigen
Geſtalt überhaupt nicht mehr für die Repargkionsfrage
brauchbar ſein kann.

Die zweite Differenz liegt in der Auffaſſung über die
Frage der kurzfriſtigen Kredite. Von franzöſiſcher Seite
wird anerkannt, daß eine Regelung der kurzfriſtigen Kre
dite erfolgen muß. Es wird ſetzt darauf hingewieſen, daß
in dem Katalog der kurzfriſtigen Kredite ſich ſolche finden,
die ohne weiteres zum Ausfall kommen müſſen. Werden
dieſe faulen Kredite aus dem Geſamtrahmen herausgenom
men, ſo würden, wie die Franzoſen meinen, Mittel zu Re
parationszahlungen frei.

Von deutſcher Seite wird das mit Recht beſtrikken.
Außerdem ſind die Schwierigkeiten bei der Aufſpaltung

der Kredite ungeheuer groß., und vor allem würde Deutſch
land durch eine ſolche Regelung, wenn ſie überhaupt mög
lich wäre, allerſchwerſten Schaden im Hinblick auf ſeinen
Auslandskredit erleiden. Ueber dieſe beiden Punkte wird
Staatsſekretär von Bülow bei ſeiner Anweſenheit in Paris
mit den beteiligten franzöſiſchen Stellen noch verhandeln.
Dazu kommt dann weiterhin noch die Frage, ob neben dem
Sachverſtändigenausſchuß der BJZ. noch ein zweiter Aus
ſchuß mit erweiterten Vollmachten eingeſetzt werden ſoll.

Die erſte Kommiſſionsſitzung.
Paris, 14. November.

Ueber den Verlauf der erſten Sitzung der Gemiſchten
deutſch franzöſiſchen Kommiſſion iſt zu berichten, daß Mi
niſterpräſident Laval in ſeiner Begrüßungsanſprache an
die Beſprechungen mit Reichskanzler Dr. Brüning anknüpfte
und die Notwendigkeit betonte, zur Behebung der Welt
wirtſchaftskriſe zu einer Zuſammenarbeit zu gelangen.
Staatsſekretär Dr. Trendelenburg überbrachte die Grüße
des Reichskanzlers, der zur Mitarbeit in jeder Hinſicht be
reit ſei.

Kein Geld von Frankreich.
Erklärungen Lavals im Senat.

Paris, 15. November.
Vor den Staatsausſchüſſen für auswärtige Politik und

Finanzen, die gemeinſam verſammelt waren, legte Laval
Wert auf die Feſtſtellung, daß er in Bezug auf die Rege
lung der Reparationsfrage noch keinerlei Garantien über
nehmen könne, bevor der Bericht der Sachverſtändigen nicht
aufgeſtellt worden ſei, deren Einberufung die Reichregie-
rung nun beantragen werde. Nach der Prüfung der Zah
lungsfähigkeit Deutſchlands würden die beiden Regierun
gen in aller Offenheit und Freiheit ihre velden Auffaſſun-
gen miteinander vergleichen.

Frankreich denke jedenfalls nicht daran, in irgendeiner
Form franzöſiſches Geld nach Deutſchland zu bringen.
Außerdem würde die Summe, die Deutſchland benökige,
derart hoch ſein, daß man anſcheinend deutſcherſeits bereits
jede Hoffnung auf eine Anleihe habe fallenlaſſen.

Verhandlungen des Wirtſchaftsbeirats.
Tariffragen und Zinsſenkung.

Berlin, 15. November.
Bei den bisherigen Beratungen des Wirtſchaftsbeirats

hat ſich gezeigt, daß die bisherige Verhandlungsmethode
zwar dazu geführt hat, die Stellungnahme der einzelnen
Mitglieder des Wirtſchaftsbeirates zu präziſieren, die For
mulierung von Leitſätzen für ein Wirtſchaftsprogramm
wurde dabei jedoch nicht in dem gewünſchten Maße ge
fördert.

Deshalb hat man ſich zu einer Aenderung der Ver
handlungsmethoden entſchloſſen und es haben im beſonderen
der Reichsarbeitsminiſter Stegerwald und der Reichswirk
ſchaftsminiſter Warmbold Verhandlungen mit einzelnen
Gruppen des Wirtkſchaftsbeirakes geführt, und dabei vor

nehmlich die Frage der Zinsſenkung und der Auflockerung
der Tarife erörtert.

Bei der Auflockerung der Tarife iſt in Ausſicht genom
men eine Aenderung der Tarifverträge inſofern, als dieſe
Verträge in Zukunft nicht mehr ein Gebiet in dem bishe
rigen Umfang umfaſſen ſollen, ſondern es beſteht die Abſicht,
dieſe Tarifverträge nach Branchen ſtärker einzugrenzen.
Weiter ſpielt die Kündigungsklauſel und die Feſtſtellung ge
wiſſer Ausnahmefälle eine Rolle in dem Sinne, als unter
Umſtänden den Betrieben eine untertarifliche Bezahlung zu
geſtanden werden ſoll, die bei der Gültigkeit der Tariflöhne
nachweisbar mit Verluſten arbeiten müſſen.

Forderungen des Großhandels.
Für inkernakionale Stabilikät der Währung.

Präſidium und Vorſtand des Reichsverbandes des
Deutſchen Groß und Ueberſee- Handels hielten dieſer Tage
in Berlin eine Tagung ab. Zunächſt wurden die Fragen
der Deviſenbewirtſchaftung beſprochen. Es wurde die Not
wendigkeit betont, alle Kräfte für die Wiederherſtellung
der internationalen Stabilität der Währungen wenigſtens
der wichtigſten Länder und für die Beſeitigung der vor
handenen Weltſtörungen einzuſetzen. Die Rückkehr zu den
primitivſten Formen des Tauſchverkehrs ſei ſonſt unver-
meidlich.

In der weiteren Ausſprache wurde bedauerk, daß die
Maßnahmen der Reichsregierung zum Teil zu ſpät erfolgt
ſeien, zum Teil ſich als völlig unzulänglich erwieſen hätten.
Die wiederholt verſprochene Senkung der Selbſtkoſten ſei
nicht erfolgt. Der Großhandel ſei in vielen ſeiner Zweige
in einer geradezu verzweiflungsvollen Lage.

Aus Anlaß der Beratungen des Wirtſchaftsbeirats
würde die Forderung wiederholt, daß man ſchnellſtens zu
einer Zinsverbilligung gelangen müſſe. Vor allem wurde
baldige Senkung des Reichsbankdiskonts verlangt. Weiter
wurden Maßnahmen für notwendig gehalten, um die Läh
mung der Zahlungsfähigkeit ſäumiger Schuldner zu beſei
tigen.

Die Regierungsvorlage über ein Zugabeverbot.
Der Reichsausſchuß für das Zugabeverbot nimmt zu

dem von der Reichsregierung veröffentlichten Entwurf über
die Gewährung von Zugaben zu Waren oder Leiſtungen
Stellung. Der Geſetzenkwurf entſpreche leider in den grund
legenden Fragen keineswegs den Wünſchen der Zugabe
gegner. Von zahlreichen ſachverſtändigen Stellen ſei immer
wieder darauf hingewieſen worden, daß nur eine Rege-
lung, die lediglich Reklameartikel ohne eigenen Verbrauchs
oder Gebrauchswert ausnehme, den Forderungen gerecht
werden könne. Das Zugabeverbot würde auch dann keiner
lei Vermehrung der Arbeitsloſigkeit im Gefolge haben, denn
in der Regel ſtellten ſowohl Hauptware als auch Zugabe
Gegenſtände des täglichen Gebrauchs dar, die dann auf
dem normalen Wege über den Einzelhandel an den Ver
braucher gelangen dürfen

Kulturelle Not.
Bis zu fünfzig Prozent Abſtriche bei der Wiſſenſchaft.

Berlin, 15. November.
Die gewalkige Finanznot wird ſich in den nächſten

Ekaks des Reichs und der Länder bedauerlicherweiſe auch
ſehr ſtark bei den Ausgaben für die Wiſſenſchaft und für
kulkurelle Zwecke bemerkbar machen. Aus den Verhandlun
gen zwiſchen preußiſchem Kulkus- und Finanzminiſterium
iſt der preußiſche Kultur Etat für 1932 mit ganz erheblichen
Abſtrichen hervorgegangen.

Um an einem Beiſpiel zu zeigen, wie ſtark die Kürzun
gen ſein ſollen, ſei darauf hingewieſen, daß der Staatszu
ſchuß für die Kaiſer-Wilhelm-Geſellſchaft, eine der hervor
ragendſten deutſchen wiſſenſchaftlichen Organiſationen, mit
großen Forſchungsinſtituten, von 500 000 auf 250 000 Mk.
herabgeſetzt werden ſoll. Starke Abſtriche werden auch die
Ausgaben für Univerſitäten und andere wiſſenſchaftliche ſo
wie kulturelle Zwecke erfahren. Insbeſondere leiden unter
der Finanznot die wiſſenſchaftlichen Hilfsfonds des Kul
tusminiſteriums, aus denen Zuſchüſſe für wiſſenſchaftliche
Zwecke gewährt werden. Bei ihnen ſind Kürzungen um
teilweiſe 50 Prozent erfolgt.

Gleiche Gicherheit für alle!
Erklärungen des Reichswehrminiſters.

Berlin, 14. November.
Jn einer Unterredung mit dem Berliner Vertreter der

„Chicago Tribune“ erklärte Reichswehrminiſter Groener
unter anderem:

Sie fragen mich, ob Deutſchland beabſichkige, ſeine nakionale
Sicherheit dadurch wiederzuerhalten, daß die gleichen Abrüſtungs-
melhoden, die 1919 auf die beſiegten Länder angewandt wurden
jetzt für alle Staaten in Gelkung geſetzt werden.

Dieſe Frage trifft das Kernproblem der Abrüſtung,
ſo wie es ſich von Deutſchland aus darſtellt.

Deutſchland hat das Recht auf gleiche Behandlung wie
alle anderen Stagken. Es hat das Recht auf die gleiche
Sicherheit und auf die gleichen Methoden der Abrüſtung.



e 1919 iſt ihm ausdrücklich zugeſichert worden, daß die ande-
ren Staaten auf dem Wege folgen würden, auf dem
Deutſchland durch ſeine ſofortige Abrüſtung voranging.
Deutſchland gehört dem Völkerbund an. Der Artikel 8
des Völkerbundspakts ſichert allen Mitgliedern die natio
nale Sicherheit zu. Deutſchlands Ziel auf der Abrüſtungs-
konferenz muß es deshalb ſein, ſeine nationale Sicherheit
dadurch wiederzuerlangen, daß die anderen Staaten nach
denſelben Methoden abrüſten, die ſie ſeinerzeit Deutſchland
auferlegt hatten, d. h. es darf den anderen Staaten nichts
erlaubt ſein, was Deutſchland verboten iſt und umgekehrt.

Würde es nicht aller Logik ins Geſicht ſchlagen und
würde es nicht einen Bruch der feierlichen Verpflichtung
n Abrüſtung, die alle anderen Skagken eingegangen ſind,
arſtellen, wenn jetzt die Abrüſtungskonferenz auf jene

Staaten andere Metkhoden anwenden
Deutſchland

Der Konventionsentwurf erfaßt weder die Reſerven
an Menſchen noch an Material, in denen die eigentliche
Stärke der gewaltigen Heere der Welt liegt. Franzöſiſche
Staatsmänner haben Worte ausgeſprochen wie jene: „Ein
entwaffnetes Land iſt eine Verſuchung für ſeine Nach-
barn“ oder „Die Unſicherheit für einen Staat bedeutet die
Unſicherheit für alle übrigen.“ Wir können dieſe Worte
nur unterſchreiben, denn ſie geben den Zuſtand wieder, in
dem Deutſchland ſich befindet.

Die Sicherheit Deutſchlands und die Sicherheit der
Welt wird erſt dann wieder hergeſtellt ſein, wenn alle
Staaten nach den gleichen Mekhoden abgerüſtet worden
ſind.

Sie fragen mich beſonders nach meiner Meinung in der
See Abrüſtung.

Dieſelben Grundſätze, die ich eben ausgeführt habe,
gelten natürlich auch für dieſe. zDeutſchland hat gerade hier beſonders augenfällig den
Beweis geliefert, daß es nur von dem guken Willen der
anderen Skagaten abhängt, Deutſchland auf dem Wege der
Abrüſtung zu folgen.

Es hat durch die Konſtruktion ſeiner 6000-Tonnen-
Kreuzer und neuerdings durch den Bau des erſten Panzer
ſchiffes (capital ſhip) von 10000 Tonnen den Beweis ge
führt, daß man durchaus leiſtungsfähige Kriegsſchiffe auch
in den ihm vorgeſchriebenen Grenzen bauen kann.

Sie fragen mich ſchließlich nach der Bedeutung der ſoge
nannten „„Wehrorganiſakionen“ wie des Reichsbanners, des
Stahlhelm oder der S.

Militäriſch ſind dieſe Verbände ohne jeden Wert.
Auch wenn ſie ſich polizeiliche Befugniſſe anmaßen woll
ten, ſo müßte ich dies aufs ſchärfſte ablehnen;

denn es iſt allein Sache der ſtaatlichen Machkmittel,
alſo der Polizei und der Reichswehr, für die Aufrechk

erhaltung der Ordnung zu ſorgen.
Die Verbände können aber darin Gutes leiſten, daß ſie die
Jugend ſportlich ertüchtigen und in ihnen die nationalen
und ſtaatsbürgerlichen Jdeale pflegen, die allein zu einer
Geſundung der deutſchen politiſchen Verhältniſſe führen
können.

Nun zu Jhrer letzten Frage, ob Deutſchland eine größere
Armee fordern wird, wenn ſich die ſchwergerüſteten Länder
weigern ſollten, die Stärke ihrer Armeen erheblich herunter
zuſetzen.

Dieſe Frage würde vorausſetzen, daß die Abrüſtungs-
konferenz ſcheitert. Was Deutſchland in einem ſolchen Falle
tun würde, kann ich nicht ſagen. Meine Meinung iſt es,
daß alle Völker der Welt die größten Anſtrengungen ma
chen ſollten, daß die Abrüſtungskonferenz nicht ſcheitert,
ſondern daß ſie zu einem poſikiven Erfolg führt, der die
Welt von der Laſt der Rüſtungen und von der ewigen
Kriegsdrohung wirkſam befreit. Ein ſolches Ergebnis
kann erreicht werden, wenn die Staatsmänner aller Na
tionen gewillt ſind, ihre Abrüſtungsverpflichtung ernſt zu
nehmen und den großen Grundſatz der Gleichberechtigung
aller Staaten verwirklichen.

Dr. Brüning in Heſſen.
Mainz, 14. Rovember.

Reichskanzler Dr. Brüning ſprach in der Mainzer
Stadthalle vor 8020 Perſonen über die außen und innen

volitiſche Lage. eDer Reichskanzler führte aus, Deutſchland ſt vor
enkſcheidenden Stunden. Alles, was ſich in der Enkwich-
lung längerer Jahre, vor allem aber des letzten Jahres, zu
ſammengedrängt habe, dränge nach einer Löſung in kürzeſter
Friſt, in wenigen Wochen. Jn der Reparakionsfrage ſei
jetzt die ſachliche Entſcheidung reif geworden.

wollte, als auf

Pomon von Elsberh Borchert
14. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.

Das Gerücht von dem Zuſammenbruche des Hauſes
Römer hatte ſich mit Windeseile verbreitet und war auch
zu ſeinen Ohren gedrungen. Er ſah blaß und verſtört aus
und ſeine Stimme klang verſchleiert, als er ſeine Braut in
die Arme ſchloß und ſich zu ihr herabbeugte:

„Mein Lieb, Hinderniſſe auf Hinderniſſe türmen ſich
anſerer Verbindung entgegen in immer weitere
Ferne rückt ſie.

Jlſe ſah ihn einigermaßen erſtaunt und verblüfft an.
Betrachtete er den Verluſt ihres Vermögens als ein Hin
dernis Hatte er doch darauf gerechnet? So blitzſchnill
dieſer Gedanke ihr Hirn durchführ, ſo heiß bereute ſie
gleich darauf ihren Argwohn.

Heinz, der Jlſes Blick nicht bemerkt hatte, fuhr fort.
„IJch kann dir nicht einmal einen kleinen Erſatz für das
Verlorene bieten, ich kann nicht ſagen: Komm mit, teile
mein kleines Vermögen mit mir denn
ich verlor ebenfalls alles, was ich beſaß

„Heinz!“ rief Jlſe entſetzt. „So hatteſt du dein Ver
mögen bei Onkel Oswald deponiert?“

„Ja, alles.“
„Armer Heinz!“
„Arm? Nein, noch immer unermeßlich reich in deinem

Beſitz. Jch will arbeiten, mit aller Kraft, die mir zuſteht,
ich will ringen und kämpfen, um dich ſo bald wie möglich
heimführen zu können.“

„Und wovon willſt du jetzt leben
„Der Andrang zu meinen Vorleſungen iſt bedeltend

genug, um mich über Waſſer zu halten
„Und der Erlkrag deines Werkes? Es war doch eine

hohe Summe, die du mir nannteſt.“
Heinz lachte rauh auf.
„Jch trug ſie als erſte Erſparnis zu Onkel Os-

wald.“

Mit beſonderem Nachdruck hob der Reichskaungler die
Tatſache hervor, daß Deutſchland bis zum Jnkrafttreten des
Hoover Jahres von Beginn des Frühjahrs 1930 ab zum
erſten Male ſeit der Stabiliſierung

Reparationen nicht aus Anleihen
und ausländiſchen Krediten, ſondern aus eigener Kraft
bezahlt habe. Das werfe man gelegentlich der jetzigen
Reichsregierung vor. Wenn wir alles daran geſetzt haben,
Wirtſchaft und Finanzen in den vergangenen Jahren kon
zentrierend darauf einzuſtellen, daß wir, ohne neue Kredite
in ſtärkerem Maße herein zu bekommen, die Reparations
laſten bezahlt haben, ſo hat das endlich den Effekt, die Ein
ſicht in der Welt zu ſchaffen, daß Reparationslaſten von
Deutſchland nur durch einen wachſenden und ausſchließ
lichen Ausfuhrüberſchuß tatſächlich bezahlt werden können.
Das iſt gelungen.

Wir haben die Einfuhr forkſchreitend geſenkt, wir ſind
in der Ausfuhr an der Spitze der Nakionen geblieben. Es
nahe jetzt eine Zeit heran des Verkrauens in Wirtſchaft und
Finanzen, des Verkrauens in eine Politik echter Verſtändi-
gung der Völker untereinander. Die aufgebaut ſein müſſe
auf Sicherung des gleichen Rechtes für alle Nakionen.

Die Zukunft unſeres Volkes beruhe auf dem Glauben,
daß es inöglich und notwendig ſei, unter allen Umſtänden
die deutſche Währung ſtabil zu halten, ein Glaube, den die
Reichsregierung reſtlos mit dem deutſchen Volke teile. Wenn
man

die Währung ſtabil halken
wolle, müſſe man die Wirtſchaft elaſtiſcher geſtalten, als ſie
heute ſei. Die Preiſe müßten ſich den gegebenen Bedingun
gen ſchnell anpaſſen können. Man müſſe für eine Ueber
gangszeit alle Geſtehungskoſten auf elaſtiſcher Grundlage
aufbauen.

Es ſei notwendig, mit einem geringeren Kreditvolumen
vom Auslande her die deutſche Wirkſchaft anzukreiben

und das ſei möglich.
Das ſeien Dinge, die unbedingt zur Rettung unſerer Wirt
ſchaft, zur Rettung auch der breiten Maſſen der Bevölke
rung durchgeführt werden müßten. Man habe die Löhne
geſenkt, man habe die Beamtengehälter herabgeſetzt, es ſei
gelungen, eine Senkung des Preisniveaus durchzuſetzen, es
ſei gelungen, für die Landwirtſchaft immerhin Preiſe zu er
zielen, die im Vergleich zu den Preiſen anderer Völker noch
als verhältnismäßig hoch anzuſprechen ſeien. Aber jetzt
zeige ſich, daß im Durchſchnitt aller Orte in Deutſchland und
im Durchſchnitt der Zeit die Preiſe nicht nach den Zöllen
richten, ſondern daß die Preiſe mehr oder minder zwangs-
läufig ſich der geſunkenen und der eingeſchrumpften Kauf
kraft der Bevölkerung anpaſſen. Daraus folge, daß es kein
Allheilmittel gebe in einer ſo gewaltigen Kriſe, daß man
nicht einfach durch hohe Zölle die Landwirtſchaft retten
könne und daß man nicht einfach auf der anderen Seite
ſagen könne, wenn die Löhne immer weiter geworfen wür-
den, dann würde es wieder beſſer werden, ſondern alle dieſe
Dinge müßten ſorgfältig gegeneinander abgeſtimmt werden.
Und wenn in einem Punkte die Entwicklung auf einem an
deren Wege zu ſchnell vorangegangen ſei, könne er zu einem
Rückſchlag und zu einer Kriſe führen, die ſchwer zu über
winden ſei.

Die Feierſchichten bei der Reichsbahn.
Entſcheidung des Reichsgerichks.

Leipzig, 16. Novemver.

Wie verlaukek, hat das Reichsgericht die Klage der
ſächſiſchen Eiſenbahner gegen die Einführung der Feier-
ſchichten bei der Reichsbahn mit der Begründung abgewie-
ſen, die Verträge zwiſchen der Deutſchen Reichsbahn- Geſell
ſchaft und den Eiſenbahnergewerkſchaften enthielten keine
Beſtimmung gegen die Einlegung von Feierſchichten. Finan
ziell handelt es ſich bei der Klage um Millionenbeträge.

Neue Weiſung aus Moskau.
„Zwingende Gründe der Zweckmäßigkeit.“

Berlin, 15. November.
Das Exekutivkomitee der Kommuniſtiſchen Partei in

Moskau hat auf Grund ſehr ernſthafter Beratungen an die
Sektionen in den einzelnen Staaten neue Weiſungen her
ausgehen laſſen. Der unmittelbare Anlaß für die Aenderung
der kommuniſtiſchen Kampftaktik, die aus dieſen Weiſungen
ſpricht, wird verſtändlich aus der Aeußerung Molotows,
daß für Räterußland zurzeit neue ausländiſche Kredite viel
wichtiger ſeien als irgendwelche Tageserfolge dieſer oder

jener Parteigruppe in eknem der europäiſchen Länder.
Es wird auch berichtet, daß das Exekutivkomitee unter

dem Geſichtspunkt einer Einſchränkung der Aktionen die
Unkerſtützungen für die einzelnen Parteiorganiſationen
weſenklich gekürzt habe. Ebenfalls hat das Zenkralorgan
der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands, die Berliner
„Roke Fahne“, einen Beſchluß des Zentralkomitees veröf-
fenklicht, durch den alle Parkeimitglieder verpflichtet wer
den, ſich jeglichen individuellen Terrors zu enkhalten und in
dem erklärt wird, daß ein Parteimitglied, das gegen dieſe
Anweiſungen verſtoße, des Namens Kommuniſt un
würdig ſei.
Es wird zwar betont, daß die Partei auch weiterhin
ihre Ziele unter Anwendung aller zweckmäßigen Kampf
mittel verfolgen werde, terroriſtiſche Einzelaktionen und be
waffnete Einzelüberfälle oder Anſchlage aber werden als
ſinnlos bezeichnet, und es wird mit beſonderem Nachdruck
betont, daß ſolche Tendenzen mit dem Kommunismus nichts
zu tun hätten. Der Hinweis auf die Ausführungen Molo
tows genügt wohl, um zu erklären, welcher Art die „zwin
per Gründe der Zweckmäßigkeit“ für dieſe Anweiſung
ind.

g eOſt-Gchleſen-Zerror beſtätigt.
Von Korfanky im Breſt-Likowſk-Prozeß. Dramatiſche

Szenen bei der Vernehmung.

Warſchau, 16. November.
In dem großen politiſchen Prozeß gegen die Gefangenen

von Breſt-Lilowſk begann die Vernehmung der Enklaſtungs-
zeugen. Dabei geſtalteten ſich die Ausſagen der führenden
Politiker der polniſchen Rechten Trompezynſki, des ehemali-
gen Sengts- und Sejmmarſchalls, und Korfanky, des Wider
ſachers Pilſudſkis in Oſtoberſchleſien, überaus ſenſationell.

Trompezynſki ſchilderte klar und beſtimmt verſchiedene
Verfaſſungsübertretungen der Regierung Pilſudſki und er
klärte, daß er ihretwegen zur Zeit, als er noch Sejmmarſchall
geweſen ſei, dem Stagatspräſidenten perſönlich Vorhaltungen
gemacht habe. Dieſer habe ihm darauf geantwortet, daß man
ſich dem Willen Pilſudſkis, „einer Perſönlichkeit, wie ſie nur
alle zweihundert Jahre vorkomme“, unterwerfen ſolle.
Trompczynſki erklärte weiter, daß er ſeinerzeit, als die Ver
faſſungsverletzungen erfolgt ſeien, den Staatspräſidenten
nicht zur Verantwortung habe ziehen wollen, um Polen
einen Skandal zu erſparen. Jnzwiſchen ſeien aber

die Verfaſſungsübertrekungen zu einem Syſtem aus
gebaut

worden.

Zu ſtürmiſchen Szenen führke die Vernehmung Kor-
fankys. Korfanty ſchilderte die Lage in Oſtoberſchleſien und
beſtätigte, daß ſich der Aufſtändiſchenverband, an deſſen
Spitze der Wojewode Graczynſki ſtand, zahlreicher Terror
akke ſchuldig gemacht hat. Infolge der beſonderen ſtagks
rechtlichen Stellung der deutſchen Minderheit hälten die pol
niſchen Verkreker in Genf einige ſolcher Terrorfälle zu
geſtehen müſſen. Korfanky wies weiker darauf hin, daß
dieſer gleiche Aufſtändiſchenverband aus ſtaatlichen Geldern
Unkerſtützungen erhalte, die in die Hunderktauſende gingen.

Dramatiſch geſtaltete ſich die Szene, als einer der Ver
teidiger bemerkte, daß in der Anklageſchrift Korfanty be
ſchuldigt werde, in Dienſten Deutſchlands geſtanden zu
haben. Korfanty erwiderte in höchſter Erregung, daß er
zu denen gehöre, die für Polen unker Einſatz ihres Lebens
etwas geleiſtet hätten.

Er habe auch in preußiſchen Gefängniſſen geſeſſen, aber
dork habe man ihn nicht ſo behandelt wie in Breſt

Litowſk.
Der Vorſitzende unterbrach ihn mit den Worten: „Jch laſſe
derartige Kundgebungen nicht zu!“ Darauf entgegnete Kor
fanty- „Das iſt keine Kundgebung, das iſt
die Wahrheit!“ Unter allgemeiner Bewegung ver
fügte der Vorſitzende eine kurze Verhandlungspauſe.

13 Jahre Stahlhelm.
Zuſammenkunft der Gründer.

Magdeburg, 16. November.
Auf einer Zuſammenkunft zum Gedächtnis der vor

13 Jahren erfolgten Gründung des Stahlhelms hielt Erſter
Bundesführer Franz Seldte in Magdeburg eine Rede,
in der er u. a. ausführte: Jn einer Zeit, die das Unterſte
zu oberſt kehren und neuartige Freiheit und Politik in alle

haſt du verloren und bewahrſt noch deinen Gleichmut?“
„Haſt du nicht mehr verloren, Schatz? Willſt du, daß

ich dir nachſtehen ſoll?“
„Nein, nein, gewiß nicht!“
„Nun, ſiehſt du; ich bin ein ſtarker Mann und hun

dert Tore ſtehen mir offen. Warum ſoll ich kleinmütig
verzagen? Komm, Jlſe, mein einziges Lieb, laß uns aus
harren. Ueberall winkt uns der Kampf du haſt
dich ja immer nach ihm geſehnt nun ſtehen wir
darin und wollen unſere Kräfte beweiſen. Hie Welf
hie Waibling ſiegen oder untergehen!“

r w

Wochen waren vergangen. Es war Ende Februar. Die
wärmte bereits und taute Schnee und Eis von den

ächern. Auf den Straßen ſah es naß und unſauber aus,
trotzdem die Straßenkehrer eifrig bemüht waren, die

Schneereſte und den Moraſt zu beſeitigen.
Ein warmer Wind jagte durch die Straßen und blies

es jedem Menſchen, jedem Tier, jeder Kregtur ins Ohr:
„Der Frühling kommt, mache dich bereit, ihn würdig zu
empfangen!“

Jm Garten der Villa Römer ſah es noch kahl und
öde aus. An den Sträuchern zeigte
Knöſpchen und in ihnen ſchlummerte der Keim zu neuem
Werden, Sprießen und Grünen,

„Jch ſtürbe, wenn ich nicht mehr in den altgewohn-
ten Räumen, in denen ich mit meinem Gatten ſo glück
liche Tage verbracht habe, leben, wenn ich nicht mehr die
mir lieb gewordenen Gegenſtände um mich haben ſollte,“
ſagte Frau Profeſſor Römer. Es war ja auch das Einzige,
was ſie beſaß und was man ihr nicht rauben konnte.

Freilich, im Haushalt war manche Veränderung ge
troffen worden. Die Dienerſchaft war entlaſſen, bis auf

einen alten weißhaarigen Diener, der nun ſchon dreißig
Jahre in den Dienſten des verſtorbenen Profeſſors und

ſeiner Familie geſtanden hatte und jetzt in der Not deſſen
Witwe und Tochter nicht verlaſſen wollte. Er vegnügte

ſich gern mit ein ringeren Lohn, wenn er nur bleiben
durfte Zur

ſich jedoch ſchon

„Ah!“ Jlfe ſtieß einen leichten Schrei aus. „Das alles e S
hielt man ein ſogenanntes „Mädchen für alles“ und das
Kochen beſorgte Frau Römer jetzt ſelbſt.

Trotz aller Einſchränkungen, die man ſich auferlegte
wollte die Penſion doch nicht reichen. Man war eben zu
ſehr gewöhnt, aus dem Vollen zu wirtſchaften und man
hatte nicht gelernt, jeden Groſchen erſt dreimal umzudrehen,
ehe man ihn ausgab. Frau Römer ſeufzte manchmal
ſchwer auf, wenn ſie den ſchon lange vor dem nächſten Er
ſten zuſammengeſchmolzenen Jnhalt ihrer Kaſſe anſah.
Mit ſchwerem Herzen entſchloß ſie ſich endlich dazu, dem
fortwährenden Drängen ihrer Mutter nachzugeben
eine Penſion für deren Anterhalt anzunehm

Frau Sanitätsrat Werner beſaß, dankt ihres Gatten
offener Hand für die Armen, kein bedeutendes Vermö
gen, aber die Zinſen reichten doch hin, ſie ein ſorgloſes
Leben führen zu laſſen. Nun hatte ſie ſchon zwei Jahre im
Hauſe ihrer Tochter zugebracht, ohne daß dieſe zu bewe
gen geweſen wäre, etwas von ihr anzunehmen. Damals
hatte Frau Werner ſich beruhigt, denn Frau Römer war
reich. Jetzt, nach dem Verluſte des Vermögens, ließ ſie
nicht nach, bis die Tochter eine Entſchädigung annahm.
Was ſie in den zwei Jahren geſpart hatte, ſollte einſt Jlſe

zugute kommen; ſie legte es für ſie zurück.

Verrichtung der häuslichen Obliegenheiten

Aber auch mit dieſer Zubuße ließen ſich keine weiten
Sprünge machen. Das Einkommen eines Monats langte
kaum zum Notwendigſten, geſchweige denn zu Extragaus-
gaben. Frau Römer ſah manchmal ſehr beſorgt aus un
Jlſe hatte Mühe, ihr die Sorgen auszureden.

Ueberhaupt fand ſich Jlſe am leichteſten von allen in
die veränderte Lage. Sie dankte es ihrem Vater jetzt, daß
er ſie ſo anſpruchslos erzogen und von früh auf gewöh
hatte, ſich einen Wunſch zu verſagen. Sie ſchrä ih
Wünſche und Bedürfniſſe bis auf das kleinſte ein und v
ſuchte, ſich den Verhältniſſen anzupaſſen. Trotzoem ſah ſie
ein, daß ein Wandel geſchaffen werden mußte, daß es nicht
immer ſo bleiben konnte. Garderobe, Wäſche und derglei-
chen mehr, vorläufig noch in reichem Maße vorhanden,
mußten früher oder ſpäter doch einmal ergänzt werden,
und woher ſollten die Mittel dazu kommen?

(Fortſetzung folgt.)



Kreiſe des Lebens hineintragen wollte, mußte von vorn
herein die Gründung eines Frontkämpferbundes, einer
Selbſtſchutzorganiſation, eine politiſche ſein. Heute
dürfe der Stahlhelm ſagen, daß der Bund ſich in ſeinen
Zielen, ſeinem Weſen und in ſeiner Arbeit nicht zu ändern
oder umzuſtellen brauchte. Allerdings habe man die Kampf
methoden und das Kampffeld manchmal wechſeln müſſen.
Der Stahlhelm habe ſich vom erſten Tage an nach Weg
gefährten, Mitkämpfern umgeſehen. Wenn jetzt, nach drei
zehn Jahren, zu Harzburg eine nationale Oppoſition
aufmarſchieren konnte, ſo ſei dieſes Einigungswerk Haupt
verdienſt der ſelbſtloſen Arbeit des Stahlhelm. Auf die
Vorteile einer Parteibildung verzichte der Stahlhelm. Er
fordere aber als politiſcher Wehrbund Gleichberechtigung
bei der Machtverteilung, Kabinettsbildungen und bei der
Reichspräſidentenwahl. Die Rede ſchloß mit der Verſiche
rung, daß der Stahlhelm weder putſchen noch überrumpeln,
ſondern überzeugen wolle.

Heſſiſcher Wahl-Sonntag.
Erfreuliche Wahlbeteiligung.

Darmſtadt, 16. November.
Selten hat eine Landtagswahl in einem der kleineren

deutſchen Länder derart die Aufmerkſamkeit des geſamten
Reiches auf ſich gezogen wie diesmal die Neuwahl des
Heſſiſchen Landtags. Beſtimmend dafür iſt das Herannahen
der Landtagswahl in dem größten deutſchen Lande, in
Preußen. Und die Tendenz dieſer, auch für die Reichs
politik bedeutſamen Wahl kann man bereits jetzt zu einem
Teil aus der Umſchichtung der Wählermaſſen erkennen, die
ſich jetzt bei den Wahlen in anderen Reichsteilen ankündigt.

Daß die Landtagswahl in Heſſen ſtarke Ver
änderungen bringen würde, ſtand bereits feſt, ehe
überhaupt die Urnen aufgeſtellt worden waren. Das bis
herige Landesparlament Heſſens war 1927 gewählt worden,
alſo zu einer Zeit, wo das politiſche Geſicht Deutſchlands
ganz andere Züge zeigte als heute. Zur Jl ration genügt
Der Hinweis, daß 1927 die Nationalſozialiſten
die jetzt ſelbſt im kleinſten Dorf ſtark vertreten ſind, den
Wahlkampfplatz überhaupt noch nicht betreten hatten.

Merkwürdigerweiſe haben die großen politiſchen Fra-
gen, um die in Deutſchland ſeit Monaten der Kampf geht,
und deren Löſungsmöglichkeiten die Gemüter erhitzen, nicht
verhindert, daß 1931 in Heſſen noch mehr Parteien um die
Gunſt der Wähler geworben haben als 1927. Waren es
damals 8 Parteien, die Liſten eingereicht hatten, dann be
trug diesmal die Geſamtzahl ſogar 13, und dabei iſt dies
mal die Wirtſchaftspartei noch ausgefallen, weil die von
ihr eingereichten Liſten als den geſetzlichen Beſtimmungen
widerſprechend zurückgewieſen worden waren.

Als eine lokale Beſonderheit der heſſiſchen Wahl ver
dient Erwähnung, daß für den Ausfall die Stimmabgabe
des flachen Landes entſcheidend war; wohnen nach
der Statiſtik doch mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten
in Ortſchaften mit weniger als 3000 Einwohnern. Daß es
ſo den Parteien, die übrigens ſämtlich ihre erſte Redner
garnitur eingeſetzt haben, nicht leicht geworden iſt, an die
Wähler heranzukommen, liegt auf der Hand. Bei den
lebenskräftigen Parteien wurden dieſe Schwierigkeiten aber
dadurch überwunden, daß allenthalben überzeugte Freunde
vorhanden waren, die keine Mühe und keine Arbeit ſcheu
ten, um die Maſſen aufzurütteln und das Heer der Nicht

wähler, dem 1927 noch 45,5 Prozent der Stimmberechtigten
zangehörten, in Bewegung zu ſetzen.

Das iſt diesmal in weitgehendem Maße gelungen, be
trug doch die Wahlbeteiligung durchweg 80 bis 90 Prozent.
In verſchiedenen Städten und Gemeinden hatten bereits in
den Mittagsſtunden mehr als die Hälfte der Wahlberech
tigten ihr Stimmrecht ausgeübt. Jn mehreren Orten waren
um die Mittagszeit ſogar bereits 80 Prozent der Wähler
an der Urne geweſen. Zu Zwiſchenfällen iſt es während
der Wahlhandlung nicht gekommen. Auf dem Lande war
die Wahlbeteiligung gleichfalls außerordentlich ſtark.

Es geht eben in Deutſchland nicht mehr darum, ob
e und dort dieſe oder jene Koalition ans Ruder kommen
oll, ſondern wir ſind jetzt in einen Auseinanderſetzungs

prozeß geraten, in dem ſich die Geiſter ſcheiden und neue
Fronken entſtehen. Der Blick muß jetzt, gleichgültig ob
ein neuer Landtag oder ein neues Kommuünalparlament ge
wählt wird, immer auf das Ganze gerichtet werden. Wir

müſſen heraus aus dem Wirrwarr der Parteienvielzahl und
die handlungsfähigen Gebilde ſchaffen, die Notzeiten wie
die unſrige erfordern.

Jnsgeſamt waren in Heſſen 70 Abgeordnete zu
wählen, und zwar entfiel auf je 20000 Staatsbürger ein

Abgeordneter. Jm alten Landtag hatten das Zentrum und
die Sozialdemokraten mit 37 Abgeordneten die Mehrheit.
Die Staatspartei, deren Mitglied Korell als Arbeitsmini
L der alten Regierung angehört, war offiziell an der

ſſiſchen Staatsregierung nicht mehr beteiligt. Am Ruder
war dieſe Koalition durch die verſchiedenen Wahlen hindurch
mehr denn zehn Jahre.

Nationalſozialiſtiſcher Wahlſieg.
Das Ergebnis der Wahl zeigt ein gewaltiges An

wachſen der Nationalſozialiſten, die die ſtärkſte Partei
werden. Gewinne haben auch die Kommuniſten zu ver
zeichnen, während alle anderen Parteien Verluſte erlitten
haben, der beſonders ſtark iſt beim Landbund, DVP. und
bei der SPD. Nach dem vorläufigen Ergebnis verteilen
ſich die Mandate wie folgt: 1931 1927

Sozialdemokraten 15 (24)
Zentrum 10 (13)Kommuniſten 10 (6)Kom. Oppoſition lDeutſche Volkspartei b
Staatspartei IRadikalke Demokraten E
Chriſtlich Soziale JVolksrechtler 3)Landbund 2 9)Deutſchnationale J
Sozialiſtiſche Arbeiterpartei

Nationalſozialiſten 27 G
Die Liſte der Wirtſchaftspartei wurde nicht zugelaſſen,

da ſie nicht den Beſtimmungen des Wahlgeſetzes entſprach.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 16. November 1931

Bußtag.
Es war ein rechter Gedanke, den Menſchen einen Tag

im Jahre zu geben, an dem ſie frei von allen Verpflichtun
gen und Aufgaben des Alltages einmal Gelegenheit haben,
ſtille, innere Einkehr zu halten. Buße tun für Sündhaftes
und Unehrenhaftes, und beten um Schutz und Barmherzig
keit, das iſt der Sinn dieſes preußiſchen Buß- und Bettages.
Stille Einkehr auch das äußere Gepräge dieſes Tages
iſt darauf zugeſchnitten. Still ſtehen die Räder, aufgehört
hat für einen Tag der zähe Kampf um das irdiſche Daſein
Singſang und Vergnügen in den Lokalen iſt auf einen Tag
verſtummt, und das einzige, was die Stille dieſes Bußtages
durchbricht, iſt der feierliche Ton der rufenden Glocke, der
mahnenden Glocke, die uns da ſagen will: „Kommt und
haltet Einkehr, denn auch Jhr habet eurem Gott etwas zu
ſagen!“ Wie heißt doch das Epiſtel des Bußtages? „Gehet
ein durch die enge Pforte; denn die Pforte iſt weit, und der
Weg iſt breit, der zur Verdammnis abführet; und ihrer
ſind viel, die darauf wandeln. Und die Pforte iſt enge, und
der Weg iſt ſchmal, der zum Leben führet, und wenige ſind
ihrer, die ihn finden!“ Auch wir ſollen an jenem Bußtag
durch die Pforte gehen, die uns frei macht, die uns den Weg
zeiget, der zum Leben führet.

Menſchen in ſchwarz verlaſſen die Gotteshäuſer, ernſt
und gemeſſen, und ihre Schritte ſtreben dem Friedhof zu,
auf dem der eine oder andere Angehörige ruht, deſſen Seele
auch die Pforte gefunden hat, durch die man in das ewige
Leben eingeht. Es iſt zwar der letzte Sonntag des Kirchen
jahres dem Gedenken unſerer Toten gewidmet, aber der
Bußtag bringt viele ſchon an die Gräber ihrer Lieben, weil
ſie an dieſem Tage beſſer Einkehr und Zwieſprache halten
können. Und diejenigen, denen das Glück beſchieden iſt
noch niemanden auf dem Friedhofe zu wiſſen, der ihnen
im Leben naheſtand, auch ſie ſollen an dieſem Tage ſtille
Einkehr und ernſtes Bedenken halten. Der Weg, der zum
Leben führet iſt ſehr ſchmal, und wenige ſind ihrer, die ihn

finden! S.Bußtag und Polizeiverordnung. Die am 7. No
vember in Kraft getretene Polizeiverordnung des Ober-
präſidenten der Provinz Sachſen bringt für den Bußtag
und Totenſonntag eine Reihe von Einſchränkungsbeſtim-
mungen für die Abhaltung öffentlicher Veranſtaltungen.
Oeffentliche Tanzvergnügungen u. ä. ſind auch am Vor
abend des Bußtages verboten Aber auch ſonſtige öffent
liche Veranſtaltungen gegen Eintrittsgeld, ſo Fußballſpiele,
Rennen, Boxkämpfe uſw ſind am Bußtag und Totenſonntag
verboten. In Lokalen mit Schankbetrieben jeder Art ſind
alle muſikaliſchen Darbietungen init Ausnahme des Nund
funks verboten. Den Theatern (nicht Varites uſw und
Kinos iſt die Aufführung eines dem Tage angepaßten Pro
gramms erlaubt.

Morgen Dienstag abend findet die Wahl des Bürger
meiſters ſtatt, eine Wahl, die für das ſtädtiſche Leben in
den nächſten 12 Jahren maßgebend iſt Mit allen Bürgern
hoffen auch wir, daß es den Stadtverordneten gelingen
möge, einen Bürgermeiſter zu finden, deſſen innerſtes Be
ſtreben es iſt, nur der Stadt und ihren Bürgern zu dienen,
deſſen Perſon aber auch dafür Gewähr bietet, daß die unter
ſchwerer wirtſchaftlicher Not aufgebrachten Steuergelder
nicht ſinnlos vergeudet werden, der aber trotzdem einen offenen
Blick haben muß für die Fortentwicklung unſeres Städt-
chens. Und nun Glück auf zur Wahl. Möge der morgige
Dienstag ein heller, lichter Tag in der Geſchichte Kembergs
bleiben.

Den Grundſatz „Qualität über alles“ hat die Maggi-
Geſellſchaft auch bei Einführung ihrer Prämien für die
fleißige Verwendung von Maggi's Erzeugniſſen gelten laſſen.
Die einzelnen Gegenſtände ſind durchaus praktiſch und
qualitativ wirklich gut. Die Hausfrauen werden ihre Freude
daran haben. Da überdies bei der vielſeitigen Verwendung
von Maggi's Erzeugniſſen im Haushalt ſchnell die nöcige
Anzahl Gutſcheine beiſammen iſt, lohnt es ſich, dieſe zu
ſammeln.

Wieder Maul und Klauenſeuchengefahr? Der
amtliche Bericht über den Viehſeuchenſtand in der Provinz
Sachſen in der zweiten Oktober-Hälfte teilt mit, daß die
Maul und Klauenſeuche wieder in größerem Umfange auf
trete, nachdem es noch bis vor kurzer Zeit ſo ausgeſehen
hatte, als ob mit einem Erlöſchen der Seuche zu rechnen
ſei. Am I. November wurden 154 verſeuchte Gehöfte ge
zählt, von denen 90 neu befallen waren; am 15 Oktober
wurde die Seuche nur auf 100 Gehöften feſtgeſtellt. Auch
im Kreiſe Delitzſch liegt bekanntlich ein Seuchenfall vor.

Wittenberg, 13. Nov. Ein Abgeordneter der Kommu-
niſtiſchen Partei- Oppoſition hatte im preußiſchen Landtag
eine kleine Anfrage eingebracht, in der über die Nicht
bekanntgabe der Tagungen des Kreistages in Wittenberg
durch den Landrat Beſchwerde geführt wurde In ſeiner
Antwort weiſt der preußiſche Innenminiſter darauf hin,
daß die öffentliche Bekanntmachung bevorſtehender Kreis
tagsſitzungen geſetzlich nicht vorgeſchrieben ſei. Gemäß
S 118 der Kreisordnung würden die Kreistagsabgeordneten
jedoch mindeſtens 14 Tage vor der Sitzung eingeladen, ſo
daß ſie hinkängliech Gelegenheit hätten, die Intereſſenten
rechtzeitig davon in Kenntnis zu ſetzen

Düben, 14. Nov. (Das gefährliche Seil auf dem
Ferkelmarkt. Einen bedauerlichen Unfall erlitt heute früh
gegen 7 Uhr der 1I5jährige Schüler Warnecke aus Tornau.
Er wollte den Paradeplatz mit ſeinem Fahrrad überqueren,
ſah aber infolge des Nebels das für den Ferkelmarkt von
Baum zu Baum geſpannte Seil nicht und fuhr mit ziem
licher Gewalt dagegen. Beim Sturz ſchlug er ſo unglück
lich auf, daß er neben Hautabſchürfungen eine ſtarke Ver
letzung am Auge davontrug. Mitſchüler brachten ihn zum
Arzt, der ſeine Ueberführung nach Bitterfeld veranlaßte.
Oranienbaum. (Vom Klavier begrabeu.) Jm „Goldenen
Horn“ ereignete ſich beim Umſtellen eines Klaviers ein
Unglücksfall, der ſehr leicht hätte ſchlimme Folgen haben
können. Das Klavier fiel plötzlich um und begrub eine
Frau unter ſich. Der Hausburſche konnte das Klavier
ſehr ſchnell wieder hochheben und die Frau, die neben ver
ſchiedenen Quetſchungen ſich die Zunge z T. durchgebiſſen
hat, aus ihrer gefährlichen Lage befreien.

Hohenleina, 13. Nov. (Vorſicht vor einem Arznei
ſchwindler.) Unter der Vorgabe, von der ärztlichen Ge
noſſenſchaft aus Leipzig beauftragt zu ſein, erſchien bei
einigen Familien ein fremder Mann im Alter von 38 bis
40 Jahren und bot „Vitaminmalzextrakt“ für teures Geld
an. Dabei zeigte er ein Beſtellbuch mit vielen Namen
vor und veranlaßte die Käufer zur Vorauszahlung, ohne
dann die Ware zu liefern. Der Fremde trägt dunklen
Anzug, braunen Ulſter, Schlapphut und eine Brille mit
Horneinfaſſung.

Notruf des Landbundes
Forderungen an die Reichsregierung.

Der Geſamtvorſtand des Landbundes der Provinz Sach
ſen, der am Freitag in Halle über die der heutigen Notzeit
entſprechenden Maßnahmen beriet, hat ſich an die Reichsre
gierung mit folgendem Notruf gewandt:

„Durch die zaudernde Haltung der Regierung, wirkſame
Hilfsmaßnahmen für die deutſche Landwirtſchaft zu ergreifen,
wird die Frühjahrsbeſtellung und damit die künftige Er
nährung unſeres Volkes aufs ſchwerſte gefährdet. Wir for-
dern daher:

1. Weitherzige Beleihung der land wirtſchaftlichen Wa
renvorräte durch Ausbau des Lagerſcheinweſens und
Gewährung eines ermäßigten Diskonks für land
wirtſchaftliche Warenwechſel.

2. Rückſichtsloſe Anwendung der Deviſenverordnung zur
Abdroſſelung aller überflüſſigen Einfuhr.

3. ſoforlige ſtarke Herabſetzung der Düngemittelpreiſe
ſowie zinsfreie Lieferung des Düngers zur Früh-
jahrsbeſtellung, da ſonſt mit einem weiteren ſehr
ſtarken Rückgange der Kunſtdüngerverwendung zu
rechnen iſt, zum Schaden der kommenden Ernke.

4. ein Verbok, bei land wirtſchaftlichen Zwangsverſteige
rungen den Zuſchlag zu erkeilen, ſoſern nicht minde
ſtens der Einheitswert erreicht iſt.“

Die Forderungen wurden ſofort an die Reichsregierung
weitergeleitet. Dazu bemerkt der Preſſedienſt des Landbundes:

Nicht nur die Landwirtſchaft, ſondern das geſamte
deutſche Volk hat das dringendſte Intereſſe daran, daß aufs
ſchnellſte den Wünſchen Rechnung getragen werde. Ein Ver
ſagen der Hilfsmaßnahmen würde eine geordnete Beſtellung
der Felder im Frühjahr unmöglich machen. Die Folge dayon
müßte eine ungenügende Ernte ſein, hinter der das Ge
ſpenſt des Hungers ſteht, denn daß im nächſten Jahre
durch Einfuhr eine Fehlernte korrigiert werden kann, iſt,
volkswirtſchaftlich geſehen, eine Unmöglichkeit.

Der halleſche Studentenkampf geht weiter.
Vorwürfe gegen den Rekkor.

Halle. Die Deutſche Studentenſchaft hat jetzt eine Gegen
erklärung auf die Entſchließung des Lehrkörpers der Uni
verſität veröffentlicht. Sie ſtellt darin mit Genugtuung feſt,
daß die halleſche Profeſſorenſchaft die Motive des Kampfes
des Studenten gegen D. Dehn verſteht, doch kann die Stu-
dentenſchaft den Profeſſoren nicht folgen, wenn ſie dem Rek-
tor ihr „volles Vertrauen“ ausſprechen. Ein großer Teil
der Schuld an den Vorgängen ruhe auf der Perſon des Rek-
tors Aubin, der es verſäumt häbe, die Wünſche und Jdeen
der Studenten zu verſtehen. Es heißt dann weiter:

ir die Deutſche Skudentenſchaft der derzeikige
Leiter der Uniwerſikät unkragbar iſt und da ſie einen Dozen
ken nicht anerkennen kann, der ihr Nationalgefühl beleidigt,
ſieht ſich die Deukſche Studentenſchaft gezwungen, auch wei
ter

ſ

rhin den Veranſtältungen der Univerſilät fernzubleiben
und nicht zu chargieren, bis auch dieſe Differenzen bereinigt

Dieſe Maßnahme richtet ſich nicht gegen die Univerſität
und ihre Profeſſoren, ſondern ſie richtet ſich gegen die bei
den Perſönlichkeiten die ſich ſelbſt zu Stützen des
heutigen Syſtems gemacht haben, von dem Univerſitätspro-
feſſor Waentig der ehemalige preußiſche Jnnenmi-
niſter erklärt, es triebe eine Politik der Kurzſichtigkeit und
des Widerſpruches.

Einfuhrverbot für Wer htsbäume.
Nach der Verordnung zur Verhütung der Einſchleppung

von Krankheiten der Nadelholzpflanzen vom 3. Juni 1930iſt die Einfuhr von Tannen-, Fihten und Kiefernpflanzen

ſowie von Teilen ſolcher Pflanzen, wie Weihnachtsbäumen,
Bindegrün uſw. verboten. Die Einfuhr von Weihnachts
bäumen war im Vorjahr jedoch ausnahmsweiſe von Fall
zu Fall zugelaſſen worden, da die Kaufverträge über Liefe-
rung von Weihnachtsbäumen z. T. ſchon abgeſchloſſen waren,
bevor die Verordnung erſchien. Wie die zuſtändigen Regierungsſtellen nunmehr mitteilen, muß das Verbot in Ju

kunft ſtreng durchgeführt werden.
Für Thüringen und den Har z, die Lieferanten von

Weihnachtsbäumen, iſt dieſes Einführverbot von großer
Wichtigkeit, da es den heimiſchen Markt ſchützt.

Neubau der Torgauer Elbebrücke gefordert
Die Arbeitsgemeinſchaft der Elbeſchiffahrt nimmt die

Totalhavarie eines Kahnes bei Torgau zum Anlaß, um in
einer Eingabe an die Elbeſtrombauverwaltung in Magde-
bürg den ſchleunigen Neubau der Torgauer Brücke zu for-
dern.

Die Totalhavarie des Elbkahnes habe, ſo heißt es in der
Eingabe, zu einer Sperrung der Torgauer Brücke geführt.
Der Verkehr war völlig unterbunden Schiffe aller Gattun-
gen haben bis zu acht Tagen oberhalb und unterhalb der
Unfallſtelle feſtliegen müſſen. Die direkten und indirekten
Verluſte der Schiffahrt durch dieſes Vorkommnis, die ſich
bei den außerordentlich ſchwierigen Schiffahrtsverhältniſſen
jederzeit wiederholen können, würden ſchon allein den
Neubau der Brücke rechtfertigen

Die Arbeits gemeinſchaft erſucht daher die Elbſtrombau
verwaltung, die erſte Rate für den Neubau der Torgauer
Brücke beim Reichsverkehrsminiſter und Reichsfinanz
miniſter ſchon für das Jahr 1932 zu beantragen.

Arbeitsbeſchaffung durch Eiſenbahnberaubung
Nietleben b. Halle. Das Schöffengericht Halle verurteilte

einen 30 Jahre alten Schneider und ehemaligen Fürſorge

renden Güterzügen zwei Stoff
ſete. Er gab vor Gericht an,
Unterſtützung von wöchentlich

i können.
be mit der ih
Mark nicht auskon

Der Hausdiener griff den Bürgermeiſter an.
Hohenmölſen (Landkr. Weißenfels). Auf den früheren

Hohenmölſener Bürgermeiſter Auguſt aus Thale, der in
Hohenmölſen zu Beſuch weilte, wurde abends ein Anſchlag
verübt. Der Polizei gelang es ſehr ſchnell, den Täter in dem
Hausdiener Buſch des Gaſthofs „Deutſches Haus“ zu er



mitteln und feſtzunehmen. Die Urſache des Anſchlags iſt noch
nicht bekannt.

Das Sterben der Hokels.
Bad Köſen. Bereits vor einiger Zeit hatte der Beſitzer

eines Hotels ſeine Räume bei Nacht und Nebel verlaſſen
und ſie der Stadtbrauerei zur Verfügung geſtellt. Nunmehr
wird eines der größten Bad Köſener Hotels, das „Hotel Kur
garten“, zur Zwangsverſteigerung kommen.
Warnung vor einem „Reichswehr-Vermitklungsburegu“

Weißenfels. Das Polizeipräſidium teilt mit:
„Seit einigen Monaten erſcheint in vielen deutſchen

Tageszeitungen folgende Anzeige: „Wer will zur Reichs
wehr? Schreiben Sie an Vermittlungsbureau Weißenfels,
Poſtfach 170“. Die Ermittlungen haben ergeben, daß es ſich
hier um ein auf reiner Gewinnſucht aufgebautes Unter
nehmen handelt, das weder beauftragt, noch in der Lage iſt,
irgendwelche Vermittlungen zu machen. Wandte ſich ein
Bewerber an das „Vermittlungsbureau“, ſo erhielt er eine
NachnahmeDruckſache 2.20 Maärk, die nichts weiter als die
Einſtellungsbedingungen enthielt, die koſtenlos durch jede
Reichswehrformation zu erhalten ſind. Gegen den Jnhaber
des „Vermittlungsbureaus“, den Kaufmann P. von hier, iſt
ein Strafverfahren wegen Betrugs eingeleitet.“

Kommuniſtenverhaftungen in Thüringen.
Von der Polizei wurden bei Angehörigen der KPD.

und bei Mitgliedern des Kampfbundes gegen den Faſchis
mus in Ohrdruf Hausſuchungen vorgenommen. Es ver
lautet, daß in einer Verſammlung mit den kommuniſtiſchen
Führern geplant worden wäre, auf dem Truppenübungsplatz
Ohrdruf Waffen und Munition zu entwenden. Auch ſei die
gewaltſame Beſeitigung eines Führers der Nationalſozia-
liſten beabſichtigt geweſen. Bei den Hausſuchungen hat man
belaſtendes Material gefunden. Der Führer der KPD. in
Ohrdruf und ſechs Funktionäre wurden verhaftet.

Ehemaliger Fliegeroffizier als Heiraksſchwindler.
Leipzig. Der 48 Jahre alte frühere Fliegeroffigier und

jetzige Ingenieur Dörrwäldt aus Magdeburg hatte ſich vor
dem hieſigen Schöffengericht wegen Rückfallbetrugs zu ver
antworten. Dörrwaldt lernte im Dezember 1930 eine Arzt
witwe in Leipzig kennen und verſprach ihr die Ehe. Auf
Grund dieſes Verſprechens konnte er der Heiratsluſtigen
Juwelen und Schmuckſachen im Werte von etwa
9000 Mark abſchwindeln. Jn einem anderen Fall
hatte der Angeklagte einem Arbeiter 500 Mark Kaution ab
genommen, die dieſer natürlich nicht wieder geſehen hat.
Das Gericht erkannte wegen Rückfallbetrugs auf zwei Jahre
Zuchthaus.

Todesſturz auf der Verfolgung.
Leipzig. Der am Hauptbahnhof Dienſt tuende Haupt

wachtmeiſter Friedrich Naumann, der einen radfähren
den Handtaſchenräuber in einer Kraftdroſchke
verfolgte, wollte in der Plauiſche Straße aus der Droſchke
ſpringen, um den Räuber zu faſſen, ſtürzte aber auf dem
naſſen Aſphalt. Er erlitt einen ſchweren Schädelbruch, an
dem er im Krankenhaus ſtarb. Der Radfahrer entkam.

Beim Enkladen einer Piſtole erſchoſſen. n Hamburg
ging ein Werkmeiſter des Jugendgefängniſſes, der eine ihm
von einem Strafanſtaltswachtmeiſter nach Schluß des Dien-
ſtes übergebene Piſtole entladen wollte, dabei ſo unvor
ſichtig zu Werke, daß ſich ein Schuß löſte. Das Geſchoß
traf den im Zimmer anweſenden Anſtaltswachtmeiſter
Schenck in den Unterleib. Schenck erlag der Verletzung, ehe
ſeine Ueberführung in ein Krankenhaäus erfolgen konnte.

Drei Perſonen von einem Auto erfaßt. Jn Hid
dinghauſen (Weſtfalen) begegnete ein Landwirt, ſeine
Frau und ſein Kind, die ſich auf dem Heimweg befanden,
zwei Automobilen, von denen das eine nicht abgeblendet
hatte. Vom Scheinwerferlicht wurden die Leute ſo geblendet,
daß ſie alle drei von Wege abkamen und überfähren wur
den. Ein Sanitätswagen brachte die Familie nach Witten
ins Krankenhaus, wo der Mann geſtorben iſt. Die Frau
und ihr ſiebenjähriger Sohn liegen in bedenklichem Zu
ſtand danieder.

Berliner Chauffeur Mord aufgeklärt.
Geſtändnis eines Täters.

Berlin, 15. November.
Der Mord an dem Chauffeur Pohl hat ſeine Auf

klärung gefunden. Der Streckenarbeiker Hermann Wittſtock
gus Buchholz hat ein Geſtändnis abgelegt.

Er gab an, daß er ſeinen Komplizen Paul Rohrbach
erſt ſeit einiger Zeit kennt. Beide hatten in der Mordnacht
ein Kino im Berliner Norden beſucht und nach Beendigung
der Vorſtellung einige Glas Vier getrunken. Da ſie ihr
ganzes Geld ausgegeben hätten, ſei dann Rohrbach auf den
Gedanken gekommen, mit einer Taxe über Buchholz hin
auszufahren und den Chauffeur zu erſchießen. Am Droſch
kenhalteplatz an der Kirche in Pankow habe dann der er
mordete Chauffeur Pohl gehalten. Sie hätten dann mit
ihm einen Preis nach Sperlingsluſt vereinbart.

Kurz vor 12 Uhr ſeien ſie dann in der Nähe des Tak
orks angekommen, und Rohrbach habe hier die Droſchke
haltenlaſſen. Faſt unmittelbar darauf habe Rohrbach den
im Wagen ſitzengebliebenen Chauffeur erſchoſſen, wobei er
ihm die Piſtole vor das Geſicht gehalten hätte. Jn aller

Eile hätten ſie ihm dann Joppe und Weſte aufgeknöpft und
auch die Brieftaſche gefunden, die allerdings nur einen
Führerſchein und einige Zettel, jedoch kein bares Geld ent
halten hätte.

Die Aufklärung der Tat iſt hauptſächlich darauf zu
rückzuführen, daß von vornherein eine gewiſſe Ortskennt
nis der Täter vorausgeſetzt wurde und außerdem am Tat-
ort eine Zigarette von der Marke „Dicke Pari“ gefunden
wurde. Dieſe Anhaltspunkte in Verbindung mit der Tat
ſache, daß Hermann Wittſtock in Buchholz in verdächtiger
Weiſe ſich über die Mordſache unterhälten hatte, führten
De zu ſeiner Feſtnahme und zur weiteren Klärung der

at.

Hat er ſich meiner geſchämt? Verrat an Herta Joris,
der Ausreißer Meine kluge Frau Möblierte Zimmer u. g.
ſpannende Geſchichten bringt die wieder ſehr intereſſante und reich
haltige Nummer 12 der befannten „Wahren Erzählungen“ Verlag
Dr. SelleEysler., Berlin SW. 68). Das reich illuſtrierte Heft iſt
für 50 Pfg. überall zu haben.

Zehn Eiſenbahnwagen voll Kathreiner für die Deutſche
Winterhilfe! Das Haus Kathreiner in Berlin hat vierhundert
tauſend Pakete Kathreiner, die im Winter an Arbeitsloſe koſtenlos
verteilt werden ſollen, geſpendet

Kirchliche Nachrichten.
Mittwoch, den 18. November (Bußtag).
Kollekte für die Neinſtedter Anſtalten

Kemberg
Vorm. 9 Uhr Predigtgottesdienſt. Propſt Bertram.
Abends 7 Uhr Beichte und heiliges Abendmahl

Propſt Bertram.
Gommlo.

Vorm. 11 Uhr Predigtgottesdienſt mit anſchließender Beichte
und Abendmahlsfeier. Propſt Bertram.

Dienstag abends 8 Uhr Bibelſtunde
im Bürgerſaal.

Prediger WeſtermannWittenberg.
Hierzu wird herzlichſt eingeladen

Des Bußtags wegen gelangt die nächſte
Nummer

Donnerstag nachmittag 2 Uhr
zur Ausgabe.

Verlag der „Kemberger Zeitung“.

Empfehle zum Bußtag
ab heute abend billigſt

fr. SchelIfisch
Goldbarsch

Wwe. E. Reinecke, Tel. 356 S

jede Ymhüllung der Ser-Packung von MAG G fleischbrüh Wüärfeln,
h wenn sje noch nicht mit Gutschein-Mufdruck versehen ist.

es gelten aber nicht als Gutscheine die Umlegestreſfen dereinselnen Fleischbrüh-lWürfel.

Als ukuei e

Zwangsverſteigerung.
Verſteigert wird

am 14. Januar 1932, 10 Uhr
an der Gerichtsſtelle Zimmer 2, das im Grundbuch von Kemberg
Band VI Artikel 773 eingetragene Grundſtück: Gemarkung Kemberg,
Hausbeſitzung Wittenbergerſtraße 54 mit nicht vermeſſenem Hausgarten,
Nutzungswert 164 Mark.
Eigentümer: der Zimmermann Wilhelm Delater in Kemberg

Der Termin am 26. November 1931 iſt aufgehoben.
Kemberg, den 10. November 1931

Amtsgericht

Empfehle friſch eingetroffen
Schellfisch Golcharsch

Fischftlet
ff. Matfesheringe
ff. Vollhücklinge

Sprotten ger Schellſtsch
äußerſt preiswert

Richard Tempelhof, Tel 256
Sämmtliche

Brennholzverkauf
der Oberförsterei Tornau b. Düben a. d. M. am 25, November [981
ab [0 Uhr im Heiclekrug in Tornau- (Neuer Einſchlag.)

Grenzhaus Jag. 96 a (Schlag) Ei 14 Klo, 1 Bruch, Kie: 465 Klo, 45 Knü,
29 Bruch.

Lutherstein Jag. 71c (Aushieb) Ei: 17 Klo, 4 Knü, 2 Bruch; RBu: 219
Klo, 8 Knorr. 45 Knü, 6 Bruch; Kie: 8 Klo.

billigſt bei J. G. Glaubig
de entlaufen

groß, braun, Sonnabend nachmittag.

r

Zum Totensonntag

empfehle

Rainer Blumen
in Papier und Wachs

Eichenlaub, Buchenlaub, Magnolfenblätter, Lorbeerblätter,
Gycaswecdel, Arecawedel, Adlerfarne, Alpenfarne, Ruskus,

29090000000000

Capblumen, Nelken, Chrysanthemen
Dahlien, Rosen, Bronze-Rosen, See-
rosen, Callas, Camelien, Päonien,

Kranzauflagen Ferner

Statice, weiß und farbig
Tornau Noch Jag. 119e, 74Ab, 103Bb, Ei: 1 Klo; RBu: 55 Klo, 18

Knü; Bir: 5 Klo, 4 Knü, 1 Reis I Kie: 20 Klo, 7 Knü.
Bexichtigung vorbehalten.

Brennholz Auktion
Am Dienstag, den 17. November, nachmittags

3 Uhr verſteigere ich auf meinem Plan am Wege von Rotta nach Lubaſt

ca. 30 m kiefern Rollholz
öffentlich meiſtbietend Der Beſitzer Karl Richter

Maſt-Gänſe vialſetinge Löpig
Bratrollmops Hering in Geleeftiſchgeſchoſſene Huſen Kronsardinen, Oelsardinen

Bismarckheringe
bratfertig, auch geteilt Segelachs in Scheiben

Sceelachsschnitel, loseReh zerlegt Be n gang en
ie rei ilekheringe in Majonäseſowie reichhaltiges Lager von ſppeithapen P isgigalat

frische Bücklinge
eingemachteHeringelOPf.
Fettheringe 10 St. 50 Pf.
Sauerkohl Pfd. 10 Pfg.

saure 6Gurken
Frischgurken Pfeffergurken

Senkgurken
einpfiehlt billigſt J. G. Glaubig

Eine Vierzimmer

Wohnung

ff. weißen Günſe- Federn
bei

Arthur Thamm, Bergwitz
Fernruf 289

Spratts
Hundekuchen

zu haben bei Rudolf Huhn

Spielkarten
empfiehlt Richarci Arnold

zu vermieten
Schmiedebergerſtr. 11

Gegen hohe Belohnung abzugeben

Dr. Möller
Zum Mittwoch

empfehle

Kaffee u. Kuchen
döhelhnochen

mit Sauerkraut und Meerrettich
und verſch. andere Speiſen

Um gütigen Zuſpruüch bittet

M. Richter
„Dum Oeinherg“

Zum Mittwoch empfehle

ff. Kaffee und
Pfannkuchen

Pahenh. duntel Crporchier
Es ladet freundlichſt ein

C. Fechner
Bahnhoſswirtſchaft

enden
Mittwoch, den 18. November, von

2 Uhr an

Preis-Skat

Schlachte Gewlrze:

Pilze Hagebutten Ilexbeeren
Schneebeeren Schlehen Eicheln
Mohnköpfe Rauhkarden Zapfen
in verschied. Größen Islandmoos

Steck- und Wiekeldraht
Papier-, Schirting- u. Atlasbanck sowie fertige Schleifen.

Günstigste Bezugsquelle
für Kranzbindereien

Rich. Arnold, Kemberg, Markt
e

e r
c W 9

Nach Gottes unerforschlichem Ratschluß schloß
mein lieber Mann

[Dcx Döhler
im 36. Lebensjahre für immer die Augen.

Gniest, den 15. November 1931

Die trauernde Gattin
Emma Döhler

Die Beerdigung findet Mittwoch nachmittag 3 Uhr in
Rotta Statt

e
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Redaktion, Druck und Berlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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